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Fax 90295 – 6515
E-Mail bvv.buero@ba-pankow.de
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verwaltung/bezirksverordntenversammlung/

Berlin, den    10.01.2024

Einladung

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie zur Öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Bebauungspläne und Genehmigungen ein.

am Mittwoch, 17.01.2024

um 19:30 Uhr

im Haus 7,  BVV-Saal, Bezirksamt Pankow von Berlin, 10405 Berlin, Fröbelstraße 17

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

 1 Begrüßung / Beschluss über die Tagesordnung

 2 Protokollkontrolle (Protokolle vom 06.12.2023, 20.12.2023)

 3 aktueller Stand B-Plan 3-67 "Lautentaler Straße / Triftstraße" in Blankenburg

 4 Bericht aus dem Bezirksamt

 5 Drucksachen

 5.1 Wirtschaftsstrafgesetz gegen Mietwucher auch in Pankow anwenden! - Drucksache: IX-0644

 6 Sonstiges

Nichtöffentlicher Teil

 7 Sonstiges

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Sascha Groß
Ausschussvorsitzeender
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Abstimmungsergebnis: Abstimmungsverhalten:

x einstimmig

beschlossen mehrheitlich

beschlossen mit Änderung 47 Ja-Stimmen

abgelehnt 0 Gegenstimmen

zurückgezogen 0 Enthaltungen

federführend
x überwiesen in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Bebauungspläne und Genehmigungen 

mitberatend in den Ausschuss für Gleichstellung, Beteiligung und Wirtschaftsförderung

sowie in den Ausschuss für

Drucksache
Bezirksverordnetenversammlung

Pankow von Berlin

IX-0644

Antrag
Linksfraktion 

Ursprung: 
Antrag, Linksfraktion
Mitzeichnungen: 

Beratungsfolge:
14.06.2023 BVV BVV/015/IX

Betreff: Wirtschaftsstrafgesetz gegen Mietwucher auch in Pankow anwenden!

Die BVV möge beschließen:

Das Bezirksamt wird aufgefordert, Bürger*innen Informationshinweise für mögliche 
Anzeigeverfahren nach dem Wirtschaftsstrafgesetz (WiStrG) auf ihrer Website bereitzustellen, 
unter besonderer Berücksichtigung des § 5 WiStrG (Mietpreisüberhöhung). Außerdem, 
insbesondere den sich aus § 5 WiStrG ergebenden rechtlichen Rahmen zur Anwendung zu 
bringen.

Berlin, den 06.06.2023

Einreicher: Linksfraktion, 
BV Fred Bordfeld, BV Maximilian Schirmer, BV Maria Bigos

Begründung siehe Rückseite
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Drs. IX-0644

Begründung:
Die Mietsituation in unserem Bezirk ist nach wie vor dramatisch. Das Wirtschaftsstrafgesetz 
definiert in § 5 WiStrG den Ordnungswidrigkeitstatbestand von unangemessen zu hohen 
Mietentgelten, gemeinhin als „Wuchermiete“ bekannt. Bisher wird diese Ordnungswidrigkeit 
bundesweit kaum verfolgt. Insbesondere, da Mieter*innen darlegen müssen, dass der 
Vermietende eine Zwangslage aufgrund des geringen Angebots an Wohnungen ausgenutzt 
hat und der Nachweis als schwerlich erbringbar gilt.

Auf Antrag einer gemeinsamen Initiative der Länder Bayern, Brandenburg, Berlin, Hamburg 
und Nordrhein-Westfalen hat der Bundesrat vor dem Hintergrund "Schwierigkeit der 
Anwendung des Gesetzes" eine Verschärfung beschlossen. Im Wesentlichen sollte sich nach 
dem vom Bundesrat beschlossenen Gesetzesentwurf der Bußgeldrahmen auf 100.000 EUR 
verdoppeln und Mietwucher leichter anerkannt werden. Die umständlich nachweisbare 
Ausnutzung einer Zwangslage sollte demnach gestrichen werden, da es sich in der Praxis kaum 
nachweisen lasse und die Vorschrift zum Mietwucher faktisch ins Leere laufe, heißt es in der 
Entwurfsbegründung (Drucksache 849/21).

Dass die Vorschrift auch in ihrer jetzigen Form nicht faktisch ins Leere läuft und rechtssicher 
Anwendung finden kann, zeigt nun aber ein Verfahren in Hessen. Das Amtsgericht in Frankfurt 
(Amtsgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 13.6.2022, Az.: 941 OWi 862 Js 17536/22) hat den 
Tatbestand und die Beweislage dafür vorbildhaft subsumiert und die Erfüllung des 
Tatbestandes festgestellt, die Bußgeldverhängung bestätigt. Das zuständige 
Oberlandesgericht hat das Urteil nunmehr bestätigt (Oberlandesgericht Frankfurt am Main, 
Beschluss vom 1.11.2022, Az.: 3 Ss-OWi 1115/22).

Der Bezirk Pankow sollte dem Frankfurter Beispiel folgen und die schon jetzt bestehende 
Möglichkeit des WiStrG, gegen Mietwucher vorzugehen, scharf stellen. Die im Frankfurter 
Verfahren angewandten Maßstäbe sollten dabei übernommen werden, nachdem sie sich auch 
in 2. Instanz als rechtssicher erwiesen. Insbesondere sollte der Mietspiegel, als Kriterium zu 
Feststellung einer überhöhten Miete herangezogen werden.
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BV Dr. Enge 
Wählen Sie ein Element aus. 

hlen Sie ein Element aus. 
 

Bitte nach Beratung zeitnah zurück an das Büro der BVV 
 

Büro der Bezirksverordnetenversammlung 28.11.23 
Pankow von Berlin  
 

Nachweis über den  Bearbeitungsstand von in Ausschüsse überwiesenen Drucksachen 
 
Drucksachennummer: IX-0644 
 

Betreff: Wirtschaftsgesetz gegen Mietwucher auch in Pankow anwenden! 
 
Die Drucksache wird überwiesen in den Ausschuss für (federführend):  
Stadtentwicklung, Bebauung, und Genehmigungen 
 
mitberatend 
Ausschuss für Gleichstellung, Beteiligung und Wirtschaftsförderung 
 

 
 
 
Ergebnis der Ausschusssitzung am 28.11.2023 
 
☐ vom Einreicher zurückgezogen  
 
Unterschrift Einreicher:  
 
☐ vertagt 

im Ausschuss abgelehnt ☐ 

JA  NEIN   Enthaltungen  
 

mit Änderungen beschlossen ☐ 

JA NEIN   Enthaltungen  
 

ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen ☒ 

JA NEIN     Enthaltungen    
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1
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Text Beschlussempfehlung: 

 
Die Drucksache wird unverändert mit 9 Ja- und 5 Nein-Stimmen mit Mehrheit angenommen. 
 
Begründung des Ausschusses: 
 
Der Ausschuss für Gleichstellung, Beteiligung und Wirtschaftsförderung sieht sich für diese Drucksache fachlich 
nicht zuständig und beschließt daher auch keine Änderung am Antragstext. Allerdings empfehlen die 
Ausschussmitglieder dem federführenden Ausschuss den Arbeitsauftrag an das Bezirksamt im Antrag 
konkreter zu fassen. 

TOP 5.1

Mobile User



Bezirksverordnetenversammlung Pankow von Berlin
IX. Wahlperiode

Anwesenheitsliste 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Bebauungspläne und Genehmigungen am: 

17.01.2024

Beginn: 19:30 Uhr Ende: Unterschrift:
F. d. R. d. A.

Ausdruck vom: 10.01.2024 

Bezirksverordnete Unterschrift Vertreter

  Bordfeld, Frederik  - Linke -  

  Groß, Sascha  - CDU -  

  Hauer, Daniel  - CDU -  

 Dr. Jütting, Oliver  - Bü 90/Grüne -  

  Kempe, Wolfram  - Linke -  

  Koufen, Katharina  - Bü 90/Grüne -  

  Krüger, Daniel  - AfD -  

  Lüssow, Axel  - Bü 90/Grüne -  

  Mickley, Birgit  - SPD -  

  N.N., AfD  - AfD -  

  Schröder, Roland  - SPD -  

  Seewald, Jan Arne  - CDU -  

  Szidat, Mike  - SPD -  

  Tharan, Almuth  - Bü 90/Grüne -  

Bürgerdeputierte Unterschrift Vertreter

  Albrecht, Lisa  - auf Antrag Linke -  

 Sommer, Michaela - auf Antrag CDU -  

stellv. Bürgerdeputierte Unterschrift Vertreter

  Gaede, Tino  - auf Antrag CDU -  

  Metzkow, Kaspar  - auf Antrag Linke -  

BA-Mitglied Unterschrift Vertreter

  Bechtler, Cornelius  - Bü 90/Grüne -  
BzStR

 



Bezirksverordnetenversammlung Pankow von Berlin
IX. Wahlperiode

Anwesenheitsliste 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Bebauungspläne und Genehmigungen am: 

17.01.2024

Ausdruck vom: 10.01.2024 

G Ä S T E L I S T E
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